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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.01.2021
MARLENE GERBER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.03.2021
VIKTORIA KIPFER

POSTULAT
DATUM: 12.06.2018
SOPHIE GUIGNARD

POSTULAT
DATUM: 28.09.2018
MARLENE GERBER

Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen
Soziale Gruppen

Eine von Silvia Schenker (sp, BS) eingereichte und nach Ausscheiden der
Parlamentarierin aus dem Nationalrat von Parteikollegin Yvonne Feri (sp, AG)
Ubernommene parlamentarische Initiative verlangte, dass in Botschaften zu
Erlassentwiirfen jeweils explizit Bezug zur Einhaltung der Sozialziele genommen
werden muss. Schenker hatte ihren Vorstoss damit begriindet, dass die Sozialwerke in
den letzten Jahren stark unter Druck geraten seien und dass in den Debatten finanzielle
Aspekte oftmals im Zentrum stiinden. Ubergeordnete Aspekte programmatischer Natur,
wie sie sich in den Sozialzielen finden, erhielten dadurch zu wenig Beachtung. Die
vorberatende SGK-NR wollte dem Anliegen mit 16 zu 8 Stimmen keine Folge geben. Die
Kommissionsmehrheit war der Ansicht, aufgrund der bereits vorhandenen
Bestimmungen in Art. 141 Abs. 2 des Parlamentsgesetzes, konkret mit der Ziffer g, die
die Berulcksichtigung der Auswirkungen auf Wirtschaft, Gesellschaft, Umwelt und
kiinftige Generationen verlangt, komme den Sozialzielen in den Erlassentwirfen
ausreichend Beachtung zu. Eine linke Minderheit erachtete es dagegen als wichtig, die
sozialen Auswirkungen ebenfalls explizit aufzufihren. '

Einer von Silvia Schenker (sp, BS) eingereichten und spéater von Parteikollegin Yvonne
Feri (sp, AG) Gbernommenen parlamentarischen Initiative, welche in bundesréatlichen
Botschaften zu Erlassentwiirfen explizite Stellungnahmen beziiglich der Einhaltung
der Sozialziele forderte, gab der Nationalrat Anfang Marz 2021 mit 115 zu 70 Stimmen
keine Folge. Wéahrend die Fraktionen der SP und der Grinen Partei sowie drei
Mitglieder der Mitte-Fraktion die parlamentarische Initiative unterstitzten, wurde sie
von einer burgerlich-liberalen Mehrheit abgelehnt. Der Nationalrat urteilte somit gleich
wie vor ihm bereits eine Mehrheit der SGK-NR, womit die Initiative erledigt war. ?

Migrationspolitik

En avril 2018, la Commission des Institutions Politiques du Conseil national (CIP-CN) a
déposé un postulat pour un examen global de la problématique des sans-papiers.
Faisant référence a I'«Opération Papyrus» menée dans le canton de Geneve, qui avait
permis la régularisation d'un millier de personnes sans-papiers actives sur le marché du
travail, la commission souhaite que le Conseil fédéral s'attelle & I'examen de différents
points. Il s'agit de faire la lumiere sur le droit d'affiliation aux assurances sociales et les
conséquences du retrait de ces droits, pour la Confédération, les cantons et les
communes ainsi que pour les personnes sans-papiers concernées, sur |'acces a I'école
pour les enfants, I'application des normes pénales ainsi que la pratique usuelle de
régularisation, notamment le nombre de ces régularisations et les autres solutions
envisageables pour les personnes sans permis de séjour.

Le postulat, qui faisait suite a la motion de la CSSS-CN intitulée «Pour une législation
cohérente sur les sans-papiers», a été accepté par le Conseil national a I'unanimité lors
de la session d'été 2018. 3

Auf Initiative der damaligen Nationalrdtin Roth-Bernasconi (sp, GE) war 2011 eine
eigenstandige Strafnorm geschaffen worden, die die Verstimmelung weiblicher
Genitalien unter Strafe stellt. In einem Postulat forderte Natalie Rickli (svp, ZH) im Jahr
2018 nun die Erarbeitung eines Berichts, der aufzeigen soll, mit welchen Massnahmen
der Schutz von Méadchen und Frauen vor einer Genitalverstiimmelung verbessert
werden koénnte. Rickli bezog sich in ihrer Begrindung auf einen kurz zuvor in der
Sonntags-Zeitung erschienenen Artikel, geméass welchem bis zum gegebenen Zeitpunkt
noch keine einzige Strafanzeige wegen Genitalverstimmelung eingegangen sei. Sie
verlangte daher vom Bundesrat zu Uberprifen, weswegen dies bis anhin nicht der Fall
gewesen sei. Zudem sollte der Bundesrat in seinem Bericht Mdglichkeiten zur
Verbesserung der Strafverfolgung aufzeigen. Der Bundesrat beantragte Annahme des
Postulats und der Nationalrat Uberwies dieses in der Herbstsession 2018
stillschweigend. *
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BERICHT
DATUM: 21.12.2020
MARLENE GERBER

BERICHT
DATUM: 30.04.2021
VIKTORIA KIPFER

BERICHT
DATUM: 10.06.2021
MARLENE GERBER

Der in Erflllung eines Postulats der SPK-NR erschienene Bericht zur gesamthaften
Priifung der Problematik der Sans-Papiers evaluierte in erster Linie die Auswirkungen
der geltenden Sozialversicherungspflicht fur die schatzungsweise 76'000 in der Schweiz
lebenden Sans-Papiers. Fur Personen ohne geregelten Aufenthaltsstatus gilt in der
Schweiz die Pflicht, sich bestimmten Sozialversicherungen anzuschliessen, und das
Recht, entsprechende daraus erwachsende Leistungen zu beziehen. Da zum Anschluss
an die Krankenversicherung, die Unfallversicherung, die AHV, die [V, die
Erwerbsersatzordnung und die Familienzulagen in der Regel kein Nachweis des
rechtméssigen Aufenthalts erbracht werden muss, kénnen sich Sans-Papiers diesen
Versicherungen anschliessen - dies im Unterschied zur Sozialhilfe, zu den
Erganzungsleistungen und zur Arbeitslosenversicherung. In seinem Bericht kam der
Bundesrat zum Schluss, dass ein Ausschluss von Sans-Papiers von den
Sozialversicherungen verschiedenen volkerrechtlichen Verpflichtungen der Schweiz,
insbesondere im Rahmen des UNO-Pakts |, der Kinderrechtskonvention und der EMRK,
zuwiderlaufen wurde. Auch mit den in der Bundesverfassung festgehaltenen
Sozialzielen wéare ein solcher Ausschluss nicht vereinbar. Nicht zuletzt befurchtete der
Bundesrat bei einem Sozialversicherungsausschluss eine Umwalzung der Kosten auf die
Kantone und Gemeinden via die Nothilfe sowie einen starkeren finanziellen Anreiz fir
Arbeitgebende zur Beschaftigung von Sans-Papiers, da sie fur diese keine
Sozialversicherungsbeitrage zu entrichten héatten. Aus diesen Grinden und nach
Prifung moglicher Alternativen mdchte der Bundesrat an der bisherigen Praxis
festhalten. Ebenso lehnte der Bundesrat in seinem Bericht Teilregularisierungen oder
kollektive Regularisierungen dieser Personengruppe ab. Auch hier verwies er auf die
geltenden Bestimmungen, die den féderalen Einheiten ausreichend Spielraum fur die
Bewilligung von Hartefallen lassen wirden. °

Ende November 2020 publizierte der Bundesrat in Erflllung eines Postulats Rickli (svp,
ZH) einen Bericht liber die Massnahmen gegen die weibliche Genitalverstiimmelung. In
diesem Bericht wird unter anderem hervorgehoben, dass es unklar sei, ob und in
welchem Ausmass weibliche Genitalverstimmelung in der Schweiz stattfindet. Die
Forderung nach einer diesbezlglichen Verscharfung des Strafrechts lehnte die
Regierung ab. Wahrend sie die Wichtigkeit des expliziten Straftatbestandes der
weiblichen Genitalverstimmelung (Art. 124 StGB) aus dem Jahre 2012 hervorhob,
betonte sie, dass ein erhdhtes Mass an strafrechtlicher Verfolgung gesundheitliche
Konsequenzen fur Betroffene mit sich ziehen kénne. Denn diese ndhmen unter
Umstanden aus Angst vor Strafen keine medizinische Versorgung in Anspruch. Des
Weiteren verflge die Schweiz bereits Uber eine hinreichende Strafverfolgung bei
weiblicher Genitalverstimmelung, welche gar weiter gehe als bei anderen européischen
Migrationszielstaaten. Zudem betonte der Bundesrat, dass die weibliche
Genitalverstimmelung oftmals eng an ein entsprechendes Wertesystem gekoppelt sei
und deshalb eine Revision des Strafrechts alleine nicht zu einem Umdenken der
Betroffenen fihren kénne.

Stattdessen empfahl er, sich vermehrt auf die Préaventionsarbeit innerhalb betroffener
Migrationsgruppen zu fokussieren. Dies sehe unter anderem die Sensibilisierung
bestimmter Berufsgruppen vor, die mit potenziell bedrohten Frauen und Madchen in
Kontakt kommen, und verlange insbesondere nach interdisziplinarer Zusammenarbeit
der Behdrden. Des Weiteren sah der Bundesrat eine «bedarfsgerechte medizinische
Versorgung der betroffenen Madchen und Frauen» in Form von Folgebehandlungen
nach einer Genitalverstimmelung vor.

Ende April 2021 beriet die RK-NR die Harmonisierung der Strafrahmen (BRG 18.043) zu
Ende und beflirwortete die Revision in der Gesamtabstimmung mit 16 zu 7 Stimmen (1
Enthaltung). Wahrend den Beratungen kam die Kommissionsmehrheit unter
Kenntnisnahme des Berichts des Bundesrats zum Schluss, dass der bestehende
Tatbestand der weiblichen Genitalverstimmelung momentan keiner Veranderung
bedarf. ¢

Im Rahmen der Beratungen zum Bericht Ulber Motionen und Postulate der
gesetzgebenden Réte im Jahr 2020 schrieb der Nationalrat das Postulat der SPK-NR,
das eine gesamthafte Priifung der Problematik der Sans-Papiers verlangte, in der
Sommersession 2021 nach Erscheinen eines entsprechenden Berichts in Erfillung des
Vorstosses ab. ’
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BERICHT
DATUM: 10.06.2021
MARLENE GERBER

BERICHT
DATUM: 10.11.2012
EMILIA PASQUIER

ANDERES
DATUM: 03.12.2012
EMILIA PASQUIER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 22.05.2019
CATALINA SCHMID

Im Rahmen der Beratungen zum Bericht Ulber Motionen und Postulate der
gesetzgebenden Réte im Jahr 2020 schrieb der Nationalrat in der Sommersession 2021
ein Postulat Rickli (svp, ZH) als erfiillt ab, das einen Bericht iiber Massnahmen gegen
die weibliche Genitalverstiimmelung gefordert hatte. Ein entsprechender Bericht war
im November 2020 erschienen. ®

Familienpolitik

La commission nationale d’éthique et de médecine a présenté ses conclusions
concernant l'intersexualité. La commission a clairement pris position contre des
interventions chirurgicales visant a déterminer artificiellement le sexe d'un enfant né
avec un sexe indéterminé en l|'absence de problemes médicaux. En outre, la
commission a soutenu une meilleure prise en charge des interventions médicales et a
demandé une plus grande souplesse de I'état civil concernant les modifications de
sexe. ’

Suite a des études démontrant des disparités importantes dans la mortalité infantile et
maternelle entre population suisse et migrante, un postulat Maury-Pasquier (ps, GE) a
réclamé au gouvernement la rédaction d’un rapport sur la situation de santé maternelle
et infantile des populations migrantes, ainsi qu’'une étude des moyens qui pourraient
remeédier a ce probléme. Suivant l'avis du Conseil fédéral, le Conseil des Etats a
transmis ce postulat. ™

Im Mai 2019 legte der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft zur besseren
Vereinbarkeit von Erwerbstatigkeit und Angehérigenpflege vor. Darin sollen kurzzeitige
Arbeitsabwesenheiten zur Pflege von Familienmitgliedern oder Lebenspartnerinnen
und -partnern geregelt werden, welche maximal drei Tage am Stiick und nicht mehr als
zehn Tage pro Jahr dauern dirfen. Der Bundesrat schétzte die fur die Wirtschaft durch
die dazu vorgesehene Lohnfortzahlung entstehenden Mehrkosten auf CHF 90 bis 150
Mio. Weiter soll Eltern schwer beeintrachtigter Kinder ein Betreuungsurlaub von
jahrlich bis zu 14 Wochen und eine Betreuungsentschadigung zugestanden werden.
Bisher mussten Angehdrige in solchen Fallen Ferien nehmen, sich krankschreiben
lassen oder gar die Arbeitsstelle aufgeben. Die daraus entstehenden Mehrkosten seien
aufgrund der unbekannten Zahl von betroffenen Familien schwer zu schatzen, so der
Bundesrat. Bei maximaler Bezugsdauer und 4'400 Betroffenen rechne er allerdings mit
einer zusatzlichen Belastung der EO von CHF 77 Mio pro Jahr.

Ausldser fur die Revision waren diverse Postulate fur eine Verbesserung der
Rahmenbedingungen von betreuenden und pflegenden Angehorigen gewesen, namlich
das Postulat Seydoux-Christe (cvp, JU; Po. 09.4199), ein Postulat der SGK-NR (Po.
13.3366) sowie das Postulat Muller-Altermatt (cvp, SO; Po. 16.3868).

In der Vernehmlassung, welche von September bis November 2018 dauerte, zeigte sich
ein breit abgestltzter Zuspruch vonseiten der Kantone, der Parteien, des
Stadteverbands sowie der Arbeitnehmerorganisationen. Die beiden
Arbeitgeberorganisationen SAV und SGV sowie die SVP lehnten die Vorlage hingegen
vollstdndig ab, wahrend sechs Kantone Vorbehalte bezlglich der meisten
vorgeschlagenen Massnahmen dusserten. Auf reges Interesse stiess die Vernehmlassung
auch bei zahlreichen Organisationen, etwa von Direktbetroffenen, Frauen, Verbénden
fur Soziales oder Gesundheit - welche unaufgefordert diverse Stellungnahmen
einreichten.

Verschiedene in der Vernehmlassung gedusserte Punkte nahm der Bundesrat in der
Folge in den Gesetzesentwurf auf: Hatte er anfanglich keine Obergrenze fur den Bezug
kurzfristiger Abwesenheiten vorgeschlagen, entschied er sich nun mit zehn Tagen flr
den Mittelweg aus den eingetroffenen Stellungnahmen. Zweitens sah der
Gesetzesentwurf wie in der Vernehmlassung gefordert neu eine Definition der
schweren gesundheitlichen Beeintrachtigungen vor - gemass Vorentwurf hatten diese
in einer Verordnung geregelt werden sollen. Um die Flexibilitdt der betreuenden Eltern
zu gewahrleisten, strich der Bundesrat auf Verlangen der
Vernehmlassungsteilnehmenden zudem die Mindestbezugsdauer des
Betreuungsurlaubs von einer Woche. Schliesslich strich er auch die Bestimmung,
wonach ein bereits bestehender Anspruch auf einen Intensivpflegezuschlag den
Anspruch auf eine Betreuungsentschéadigung ausschliesst. "
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 23.09.2019
CATALINA SCHMID

In der Herbstsession 2019 widmete sich der Nationalrat als Erstrat der Revision des
Bundesgesetzes liber die Verbesserung der Vereinbarkeit von Erwerbstatigkeit und
Angehdrigenbetreuung. Die Eintretensdebatte wurde von den beiden
Kommissionssprechern Christian Lohr (cvp, TG) und Philippe Nantermod (fdp, VS)
eroffnet. Zur Verbesserung der Situation von pflegenden Angehdérigen seien vier
zentrale  Massnahmen  vorgesehen: Eine  Neuregelung der  kurzzeitigen
Arbeitsabwesenheit zur Betreuung von Angehdrigen, ein Betreuungsurlaub von 14
Wochen fur Eltern schwer beeintrachtigter Kinder, die Gewéahrleistung des Anspruchs
der Hilflosenentschadigung der IV von Kindern wahrend eines Spitalaufenthaltes und
schliesslich die Ausweitung des Anspruchs auf Betreuungsgutschriften der AHV auf
weitere pflegende Personenkreise. In ihren Antragen habe die SGK-NR versucht, ein
Gleichgewicht zwischen den Bedurfnissen der pflegenden Angehdrigen und dem
finanzpolitisch Machbaren zu finden, und sich stark an den Vorschlagen des Bundesrats
orientiert, so die beiden Kommissionssprechenden.

Eine Minderheit Herzog (svp, TG) erachtete den Handlungsbedarf bezlglich der
Angehdrigenpflege als nicht gegeben und beantragte daher Nichteintreten. Wie Verena
Herzog im Ratsplenum fir die Minderheit und zugleich fur die SVP-Fraktion
argumentierte, solle die vorliegende Problematik auf betrieblicher Ebene mit
freiwilligen, individuellen Losungen angegangen werden, da diese zumal haufig
grosszugiger ausfallen wulrden. Bereits heute bestehe zudem eine Pflicht fur die
Arbeitgebenden, Eltern und Partnerinnen und Partnern von betroffenen Eltern bei
entsprechender ausgewiesener Notwendigkeit bis drei Tage frei zu geben. Mit der
neuen Regelung sei aber unklar, welche Personen zuséatzlich ebenfalls davon profitieren
kénnten. Diese Regelung bringe stattdessen hohe direkte und indirekte Kosten fur die
Unternehmen mit sich und stelle eine Gefahr flr einvernehmliche Losungen dar. Mit
dieser Einschatzung stand die Fraktion allerdings weitgehend alleine da: Es sei wichtig,
dass man die Situation von pflegenden Angehdrigen erleichtere und die Vereinbarkeit
von Erwerbstéatigkeit und Angehorigenbetreuung bzw. -pflege verbessere, weshalb auf
die Vorlage einzutreten sei, lautete der generelle Tenor der Rednerinnen und Redner
aller Ubrigen Fraktionen. Mit 128 zu 45 Stimmen bei 14 Enthaltungen trat der Nationalrat
denn auch auf die Vorlage ein, wobei eine Mehrheit der SVP-Fraktion aber auch eine
Minderheit der FDP-Fraktion gegen Eintreten stimmten; die Enthaltungen stammten
fast vollstandig aus der SVP-Fraktion.

In der Folge startete die grosse Kammer die Detailberatung, wobei zahlreiche
Minderheitsantrége vorlagen, von denen jedoch keiner erfolgreich war. Umstritten
waren etwa die kurzfristigen Absenzen. Die bundesratliche Botschaft sah hier einen
Anspruch auf einen bezahlten Urlaub von maximal drei Tagen pro Ereignis und zehn
Tagen jahrlich fur jene Zeit vor, welche «zur Betreuung eines Familienmitglieds, der
Lebenspartnerin oder des Lebenspartners mit gesundheitlicher Beeintrachtigung
notwendig ist». Einer Minderheit Nantermod ging die Formulierung <«eines
Familienmitglieds» zu weit, da damit auch entfernte Verwandte gemeint sein kénnten,
wie Regine Sauter (fdp, ZH) als Minderheitensprecherin ausfiihrte. Stattdessen sollten
nur Familienmitglieder in direkter Linie nach oben und unten Anspruch auf
entsprechenden Urlaub erhalten. Ausserhalb der SVP- und FDP-Fraktion stiess dieser
Antrag jedoch nicht auf Zustimmung und wurde mit dem Argument, dass damit den
modernen Familienkonstellationen keine Rechnung getragen wuirde, abgelehnt. Mit
einem Appell an die Eigenverantwortung in der Aufteilung der Urlaubstage beantragte
eine Minderheit Bertschy (glp, BE) den Verzicht auf die Einschrankung von drei Tagen
pro Ereignis, wéhrend sie die jahrliche Obergrenze beibehalten wollte. Auch dieser
Antrag fand ausserhalb der SP-, Grinen und GLP-Fraktionen nur wenig Zuspruch und
wurde abgelehnt. Weiter lehnte der Nationalrat einen kompletten Verzicht auf die
jahrliche Bezugsgrenze von zehn Tagen (Minderheit Schenker: sp, BS) und die Kirzung
der jéhrlichen Limite auf sechs Tage pro Jahr (Minderheit Herzog) ab.

Auch die bezahlte Betreuungszeit von 14 Wochen zur Pflege von schwerkranken oder
verunfallten Kindern flhrte zu Diskussionen. Eine Minderheit Graf Maya (gp, BL) storte
sich daran, dass die Betreuungszeit nur fur schwer beeintrachtigte Kinder gelten soll
und nicht auch fur andere Familienmitglieder und forderte deshalb eine entsprechende
Ausweitung. Schliesslich missten in solchen Situation nicht nur Kinder betreut werden,
sondern auch erwachsene Angehorige. Einen Betreuungsurlaub von je 14 Wochen pro
Elternteil (statt je 7 Wochen) und somit eine Verdoppelung der Dauer des
Betreuungsurlaubs, um dem hohen zeitlichen Aufwand der Pflege gerecht zu werden,
forderte eine Minderheit Schenker. Eine Minderheit Heim (sp, SO) verlangte schliesslich
die Klarstellung, dass ein Ruckfall als neuer Krankheitsfall ggchandhabt werden musse
und nicht dem vorangehenden zugerechnet werden dirfe. Auch diese
Minderheitsantrage fanden im Ratsplenum keine Mehrheiten.
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 04.12.2019
CATALINA SCHMID

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 20.12.2019
CATALINA SCHMID

Im Rahmen der Ausweitung der AHV-Hilflosenentschadigung auf weitere Personen
gestanden Bundesrat und Kommission Verwandten in auf- oder absteigender Linie
sowie Geschwistern, Ehegatten, Schwiegereltern, Stiefkinder und Lebenspartnerinnen
und -partnern einen Anspruch zu. Letztere mussten jedoch seit mindestens funf Jahren
ununterbrochen mit den Versicherten einen gemeinsamen Haushalt gefihrt haben -
wogegen sich eine Minderheit Bertschy wehrte. Diese Frist von funf Jahren zur
Anerkennung des Konkubinats sei nicht mehr zeitgemass, da viele Paare sich schon vor
einem gemeinsamen Haushalt gegenseitig unterstitzten und spatestens nach der
Geburt eines gemeinsamen Kindes, wie die Minderheitensprecherin argumentierte. Sie
forderte daher die Anerkennung des Konkubinats bereits ab zwei Jahren oder bei
einem gemeinsamen Kind. Eine Minderheit Nantermod forderte hingegen die
Streichung des gesamten Artikels und somit den Verzicht auf diese Ausweitung des
Anspruchs. Beide Minderheitsantréage wurden in der Folge vom Ratsplenum abgelehnt.
Die einzige Anderung am bundesréatlichen Entwurf, welche das Ratsplenum guthiess,
war eine von der SGK-NR beantragte Erganzung der Voraussetzungen fir Minderjahrige
zum Anspruch auf eine Hilflosenentschadigung. Gemass Bundesrat sollten
minderjahrige  Personen nur an denjenigen Tagen Anspruch auf eine
Hilflosenentschadigung erhalten, an welchen sie sich nicht in einem Heim aufhalten.
Die SGK-NR wollte hingegen auch minderjahrigen Personen in einer Heilanstalt
Anspruch gewéhren, sofern eine regelméssige Anwesenheit der Eltern sowohl
notwendig als auch tatsachlich erfolgt ist.

Mit 129 zu 48 Stimmen bei 7 Enthaltungen nahm der Nationalrat den Entwurf in der
Gesamtabstimmung an und schrieb zugleich stillschweigend die Postulate der SGK-NR
(Po. 13.3366) und von Stefan Miiller-Altermatt (cvp, SO; Po. 16.3868) ab. ?

In der Wintersession 2019 begrisste SGK-SR-Kommissionssprecher Paul Rechsteiner
(sp, SG) den Standerat als Zweitrat zur Beratung der Vorlage zur Verbesserung der
Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Angehdérigenbetreuung. Die mit Blick auf die
Kosten sehr massvoll ausgestaltete Vorlage sei sowohl in der Vernehmlassung als auch
im Nationalrat auf breite Zustimmung gestossen, begriindete Rechsteiner den
Eintretensantrag der Kommission. Nachdem die kleine Kammer diesem ohne
Gegenantrag gefolgt war, begann sogleich die Detailberatung. Den Beschlissen des
Nationalrats - und somit grossmehrheitlich der Botschaft des Bundesrats - stimmte der
Standerat jeweils stillschweigend zu. Mit Ausnahme einer Ergénzung im
Gesetzesentwurf habe die SGK-SR selbst auf weitergehende Forderungen verzichtet,
um die Realisierung des Gesetzes nicht weiter zu verzégern, betonte Rechsteiner. Dies
sei insbesondere im Interesse des einzigen Antrags, welchen die Kommission gestellt
habe: Im Nachgang der bereits verabschiedeten, aber noch nicht in Kraft gesetzten
Revision der Erganzungsleistungen war eine unbeabsichtigte Benachteiligung von
gemeinschaftlichen Wohnformen zur Sprache gekommen, welche nun im Rahmen der
vorliegenden Revision noch korrigiert werden kénne. Durch die im ELG vorgesehene
Pro-Kopf-Teilung wirden die entsprechenden Maximalbetréage derart gekurzt, dass
solche Wohnformen faktisch verunmoglicht wuirden, erlauterte Rechsteiner die
Problematik. Entsprechend solle diese Anderung bereits wieder korrigiert werden,
bevor die Anderung des ELG 2021 in Kraft trete. Die Kommission schlug deshalb vor, die
Maximalbetrége flir den Mietzins von Personen, welche in einer Wohngemeinschaft
leben und Rente beziehen, kinftig dem jahrlichen Hochstbetrag fur eine Person in
einem Haushalt mit zwei Personen gleichzustellen und diesen Wert nicht mehr auf Basis
der tatsachlich in der Wohngemeinschaft lebenden Personen zu berechnen. Die
Mitglieder der kleinen Kammer nahmen diesen Antrag - welcher gemass
Gesundheitsminister Alain Berset die Unterstlitzung des Bundesrats genoss -
stillschweigend an. Ohne weitere Wortmeldungen nahm der Standerat den Entwurf in
der Gesamtabstimmung mit 39 Stimmen bei einer Enthaltung ohne Gegenstimmen an
und schrieb zugleich das Postulat Seydoux-Christe (cvp, JU; Po. 09.4199) ab.

In der Wintersession 2019, knapp eine Woche nach der Beratung der Revision des
Bundesgesetzes liber die Verbesserung der Vereinbarkeit von Erwerbstatigkeit und
Angehdrigenbetreuung im Standerat war der Nationalrat bereits mit der
Differenzbereinigung am Zug. Die einzige Differenz, welche zu diesem Zeitpunkt noch
bestand, betraf die Forderung des Standerats, Personen, welche in
Wohngemeinschaften lebten, in der Gesetzgebung zu den Erganzungsleistungen starker
zu berlcksichtigen. Im Nationalrat war dieser Antrag nicht unbestritten: Wahrend die
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Mehrheit der SGK-NR ihm zustimmte, Ubten zwei Minderheiten Kritik. Verena Herzog
(svp, TG) fuhrte im Namen ihrer Minderheit aus, dass ein Sparpotenzial von CHF 1 Mio.
bestehe, wenn die vom Standerat geforderte Basis von einem Zwei-Personen-Haushalt
zur Berechnung der Maximalbetrage des Mietzinses auf vier Personen erhéht wirde. Die
Mehrkosten der vom Standerat geforderten Losung beliefen sich denn auch auf CHF 3.6
Mio., wovon der Bund einen Anteil von CHF 2.3 Mio. tragen wdirde. Durch den
Minderheitsantrag liessen sich die Kosten fir den Bund folglich fast um die Halfte
reduzieren, so Herzog. Zudem habe die Berechnung der Maximalbeitrage flr EL weder
etwas mit dem vorliegenden Geschaft noch etwas mit dessen Thematik zu tun,
kritisierte Regine Sauter (fdp, ZH) im Namen einer weiteren Minderheit Nantermod (fdp,
VS) das Vorgehen des Standerats. Die Minderheit stére sich vor allem daran, dass auf
eine Vernehmlassung verzichtet und die Thematik nicht ausfihrlich untersucht worden
sei und fordere daher, die Anpassung aus dieser Vorlage zu streichen. Ausser in den
Reihen der FDP- und der SVP-Fraktion stiessen die beiden Minderheitsantrége jedoch
nicht auf Zustimmung: Mit 111 zu 76 Stimmen respektive 103 zu 84 Stimmen lehnte das
Ratsplenum die beiden Minderheitsantrage Herzog und Nantermod ab und ebnete so
den Weg zu den Schlussabstimmungen.

In den Schlussabstimmungen nahmen sowohl der Nationalrat - mit 142 zu 55 Stimmen
- als auch der Standerat - mit 42 zu O Stimmen (bei zwei Enthaltungen) - die Revision
des Bundesgesetzes an. ™

Frauen und Gleichstellungspolitik

Das im Sommer 2019 von Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE) eingereichte Postulat
«Gesundheit der Frauen. Bessere Beriicksichtigung ihrer Eigenheiten» forderte vom
Bundesrat das Aufzeigen von bisher getroffenen oder ndtigen Massnahmen, mit denen
sowohl in der Wissenschaft als auch im Gesundheitswesen spezifische BedUrfnisse von
Frauen besser berlcksichtigen werden. Fehlmann Rielle begrindete ihr Postulat mit
Untersuchungen, die zeigten, dass Frauen vom Gesundheitspersonal tendenziell zu
wenig ernst genommen und folglich etwa Herzinfarkte oder Schlaganfalle bei Frauen
vermehrt Ubersehen wirden. Zurlckzufihren sei dies darauf, dass Frauen Opfer von
auch im Gesundheitswesen verbreiteten geschlechtsspezifischen Konstrukten seien.
Ferner argumentierte Fehimann Rielle, klinische Studien wirden oft mehrheitlich an
Mannern durchgefihrt, sodass medizinische Empfehlungen den Bedurfnissen von
Frauen nicht entsprachen oder verschriebene Medikamente fur bestimmte Frauen
eigentlich ungeeignet seien.

In seiner Stellungnahme im August 2019 empfahl der Bundesrat das Postulat zur
Annahme und fligte an, dass er die von der Sozialdemokratin gedusserten Kritikpunkte
teile und sich fur ein chancengleiches Gesundheitssystem einsetzen wolle. Der daraus
resultierende Bericht werde sich zudem der Motion Heim (Mo. 19.3577) annehmen,
welche ahnliches forderte.

Im September 2019 wurde das Postulat verschoben, da Therese Schlépfer (svp, ZH) das
Anliegen bekdampfte. In der Sommersession 2020 argumentierte Schlapfer dann, dass
Frauen entgegen der Meinung Fehlmanns durchaus gleichberechtigt behandelt werden,
was sich schon nur an deren hdheren Lebenserwartung ablesen lasse. Zudem betrage
der Frauenanteil der Abgangerinnen und Abgénger des Medizinstudiums 70 Prozent,
man also aufgrund dieser weiblichen Uberzahl davon ausgehen diirfe, dass Anliegen von
Frauen im Gesundheitswesen zunehmend ernst genommen werden. Innenminister
Alain Berset wiederum teilte weitgehend die Argumentation Fehlmanns, hob erneut die
von ihr erlauterten Ungleichheiten zu Lasten der Frauen hervor und empfahl das
Postulat zur Annahme. Dieser Empfehlung folgte der Rat mit 113 zu 69 Stimmen bei 4
Enthaltungen. Die Nein-Stimmen stammten grosstenteils aus der SVP-Fraktion, aber
auch Angehorige der Mitte dusserten sich gegen das Anliegen. ®

Auf ein medial stérkeres Echo als die offizielle Feier zu 50 Jahre Frauenstimm- und
-wahlrecht stiess die ebenfalls zu diesem Anlass im Oktober 2021 durchgefihrte
Frauensession. Zum zweiten Mal seit der EinfUhrung des Frauenstimmrechts - das
erste Mal war 1991 zum 20. Jahrestag der Einfuhrung - debattierten 200 in einer
offenen Wahl gewéahlte Frauen zwischen 17 und 82 Jahren, mit oder ohne Schweizer
Staatsburgerschaft und in den meisten Féallen ohne bisherige politische Erfahrung,
wéhrend zweier Tage Uber Vorstdsse, die im Vorfeld von den Teilnehmerinnen in acht
verschiedenen Kommissionen ausgearbeitet worden waren. Wahrend der
Frauensession gesellten sich 46 aktive und ehemalige Bundesparlamentarierinnen und
Regierungsratinnen zu den gewéahlten Frauen. Auch die drei aktuellen Bundesratinnen,
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Viola Amherd, Karin Keller-Sutter und Simonetta Sommaruga, sowie Bundesrat Alain
Berset wurdigten die Frauen und deren Anliegen mit Ansprachen an der Frauensession.

Als solidarisch und inklusiv beschrieb «lLe Temps» das Klima an der vom
Frauendachverband Alliance f organisierten Session. Weitere Zeitungen bezeichneten
die dort herrschende Stimmung auch als laut und euphorisch. Die ehemalige
Nationalratin Cécile Buhlmann, die zwischen 1991 und 2005 fir die Grinen im
eidgendssischen Parlament gesessen war und der Frauensession 2021 beiwohnte,
druckte ihre Empfindungen zur aktuell stattfindenden Mobilisierung von Frauen, wie sie
auch mit der Frauensession geschehe, gegenlber «Le Temps» gar als «la politisation
des femmes la plus forte a laquelle j'assiste depuis celle de mai 1968» aus. Die
Frauensession, die in den Beschluss von Uber 20 Petitionen ans Parlament mindete,
wurde in den Medien auf der einen Seite als «umfassende Standortbestimmung»,
«starkes Statement» (Sonntags-Blick) oder «signal fort» (Le Temps) aufgefasst. Auf der
anderen Seite sprach die NZZ von «frohlichem Geldverteilen in Bern» und Markus
Somm stellte in der Sonntagszeitung die Bedeutung der Frauensession als
«Pseudosession flr unsere lieben Frauen» in Frage.

Inwiefern die aus der Frauensession resultierenden Forderungen tatsachlich
wegweisend fur die kinftige Gleichstellungspolitik in der Schweiz sein werden, wird
sich zeigen mussen. Einige der vor 30 Jahren an der Frauensession 1991 gedusserten
Forderungen hatten die Diskussionen um die Gleichstellungspolitik in den Folgejahren
sehr wohl geprégt - zu nennen ist etwa die Einfihrung von Betreuungsgutschriften, die
1995 mit der 10. AHV-Revision erfillt worden war. Unter den 1991 gedusserten
Forderungen gab es jedoch solche, die auch im Jahr 2021 noch immer aktuell waren
und an der zweiten Frauensession erneut gestellt wurden, so diejenige zur Erhéhung
der Chancengleichheit im Erwerbsleben durch Herstellung von Lohngleichheit oder
adaquate ausserfamilidare Kinderbetreuungsstrukturen. Bisher ebenfalls noch unerfullt
waren weitere in Petitionen eingebrachte Forderungen, wie diejenigen zur EinfUhrung
der Individualbesteuerung oder einer Elternzeit, zur Verbesserung der finanziellen
Situation von Béauerinnen oder zur EinfUhrung politischer Rechte fir Personen ohne
Schweizer Staatsblrgerschaft. Eine zentrale Forderung der Frauensession war
insbesondere auch die verstérkte Bekampfung der geschlechtsspezifischen Gewalt.
Aber auch neue Forderungen fanden Eingang in die Petitionen. Als Beispiel genannt sei
hier die Forderung nach verstarkter Berucksichtigung geschlechtsspezifischer
Unterschiede im Gesundheitsbereich, denen mit einem nationalen
Forschungsprogramm auf den Grund gegangen werden soll. '

Kinder- und Jugendpolitik

Die zweite, im Abstand von 15 Jahren durchgefihrte Studie Uber den
Gesundheitszustand der Schweizer Jugend zeigte ein alarmierendes Bild. Laut dem
Autor der Untersuchung geht es ihr eindeutig schlechter als bei der ersten Befragung.
Die Jugendlichen trinken vermehrt Gber den Durst, kiffen 6fter und erndhren sich
ungestnder als vorher. Aufféllig war auch die Zunahme von Unféallen. 50% der
mannlichen und 40% der weiblichen Jugendlichen gaben an, im letzten Jahr
mindestens einmal verletzt gewesen zu sein. ”

Mitte Juni 2021 wurde das von Nationalrat Benjamin Roduit (mitte, VS) eingereichte
Postulat zur Untersuchung der Auswirkungen von Covid-19 auf die Gesundheit von
Kindern und Jugendlichen stillschweigend vom Nationalrat angenommen. Das Postulat
beauftragt den Bundesrat, auch Kinder und Jugendliche ins nationale Human-
Biomonitoring-Programm aufzunehmen, um einen tieferen Einblick in deren
Gesundheit zu erlangen und ebendiese mithilfe der neu gewonnenen
wissenschaftlichen Erkenntnisse zu verbessern. Besonders Kinder und Jugendliche
seien von den Auswirkungen der Pandemie betroffen, wahrend jedoch die Datenlage zu
ihrer Gesundheit Licken aufweise, argumentierte der Postulant. Bereits das im Jahr
2019 angenommene Manifest zur Kinder- und Jugendgesundheit sowie der Nationale
Gesundheitsbericht hatten Uberdies betont, dass mehr Kenntnisse tber die Gesundheit
von Kindern und Jugendlichen mogliche Einsparungen im Gesundheitswesen nach sich
ziehen koénnten. Vor diesem Hintergrund erachtete der Postulant das vom Bund
ohnehin schon vorgesehene Human-Biomonitoring-Programm als geeignete Grundlage,
um die Kinder- und Jugendgesundheit langfristig zu untersuchen. Der Bundesrat
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betonte, dass es zwar fir eine Integration der Kinder und Jugendlichen in die bis Ende
2021 andauernde Pilotphase zu spéat sei, er aber ihre Aufnahme fur das Jahr 2022
prufen wolle - auch wenn die unmittelbaren Auswirkungen der Covid-19-Pandemie zu
diesem Zeitpunkt nicht mehr beobachtbar seien. '

Alterspolitik

C'est in extremis que le postulat Heim (ps, SO), demandant une stratégie a I'échelle
nationale pour lutter contre la violence touchant les personnes agées, a été refusé par
le Conseil national. En effet, la voix prépondérante du président Stahl (udc, ZH) a fait
basculer le vote vers le non, face a |'égalité parfaite de 94 voix contre (venant
exclusivement de I'UDC et du PLR) et 94 voix pour (provenant de tous les autres partis
et d'un seul député UDC). La députée socialiste demandait au Conseil fédéral
d'élaborer une stratégie a I'échelle nationale pour lutter contre la violence dont une
personne agée sur cing est victime, selon des estimations récentes. Comme ces
violences sont entre autres a imputer aux mauvaises conditions de travail du personnel
soignant, il s'agirait pour le parlement de légiférer & ce niveau-la. Le Conseil fédéral
s'est opposé au postulat, estimant que les différentes initiatives déja mises en ceuvre
ainsi que la coopération entre les cantons et les différentes autorités compétentes
étaient suffisantes. "

Menschen mit Behinderungen

Le Conseil des Etats a accepté, en décembre 2020, un postulat Graf (verts, BL) qui
demandait au Conseil fédéral d'examiner 'opportunité d'intégrer les organisations et
fournisseurs de service pour les personnes en situation de handicap aux états-majors
nationaux et cantonaux de prévention et gestion des pandémies. Le texte, qui
prévoyait notamment le maintien des offres et I'élaboration commune de plans de
protection, a été approuveé sans débat. %°
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